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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen 

Einheitliche Vordrucke für die ordentliche 
Gerichtsbarkeit des Landes Brandenburg 

in Vormundschaftssachen 
(Vordruckreihe VS) 

Allgemeine Verfügung des Präsidenten des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts 

Vom 1. August 2006 
(1414-SH 2/6-I) 

Die Allgemeine Verfügung vom 12. Juli 1996 (JMBl. S. 110), 
zuletzt geändert durch Allgemeine Verfügung vom 8. August 
2005 (JMBl. S. 107), wird wie folgt geändert: 

Es wird folgender weiterer Vordruck zur Verwendung durch die 
ordentlichen Gerichte des Landes Brandenburg in Vormund­
schaftssachen eingeführt: 

VS 627 – Antrag auf Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche 
Betreuer/Vormünder/Pfleger gemäß § 1835a BGB. 

Brandenburg an der Havel, den 1. August 2006 

Der Präsident des 
Brandenburgischen Oberlandesgerichts 

Prof. Dr. Farke 

Richtlinie zur Anwendung der 
Opportunitätsvorschriften 

bei Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz 
im Zusammenhang mit dem Eigenverbrauch 

von Cannabisprodukten 

Rundverfügung der Ministerin der Justiz 
Vom 15. August 2006 

(4630-III.19) 

Präambel: 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 9. März 
1994 das geltende Betäubungsmittelstrafrecht für verfassungs­
konform erklärt und in diesem Zusammenhang auf die von Can­
nabisprodukten ausgehenden „nicht unbeträchtlichen Gefahren 
und Risiken“ insbesondere für die Gesundheit hingewiesen. 

Ein Absehen von der Verfolgung gemäß § 31a des Betäubungs­
mittelgesetzes (BtMG) kommt ausschließlich bei geringen, dem 
gelegentlichen Eigenverbrauch dienenden Mengen in Betracht 
und ist nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts re­
gelmäßig zu prüfen. 

Gleichwohl darf hierbei nicht der Eindruck entstehen, Canna­
biskonsum sei im Grunde unproblematisch. Stattdessen muss im 
Interesse des Gesundheitsschutzes, insbesondere von Kindern und 

Jugendlichen, dem gesundheits- und gemeinschädlichen Miss­
brauch von Drogen aller Art durch Maßnahmen zur Vorbeugung 
und Bekämpfung sowie durch Hilfe beim Ausstieg nachhaltig 
entgegengewirkt werden. 

1.	 Diese Richtlinien sollen eine möglichst gleichmäßige Hand­
habung der Absehensvorschrift nach § 31a BtMG bei der Be­
arbeitung von Ermittlungsverfahren wegen Verstößen gegen 
das Betäubungsmittelgesetz, die im Zusammenhang mit dem 
Eigenverbrauch von Cannabisprodukten stehen, sicherstel­
len. In Verfahren, die nicht den Umgang mit Cannabispro­
dukten betreffen, entscheidet die Staatsanwaltschaft über 
das Absehen von der Verfolgung nach Einzelfallprüfung. 
Die Verfolgungspflicht der Polizeibehörden bleibt von die­
sen Richtlinien unberührt.  

2.	 Nach § 31a BtMG kann die Staatsanwaltschaft bei Verge­
hen nach § 29 Abs. 1, 2 oder 4 BtMG ohne Zustimmung des 
Gerichts von der Verfolgung absehen, wenn die Schuld des 
Täters als gering anzusehen wäre, kein öffentliches Interes­
se an der Strafverfolgung besteht und der Täter die Betäu­
bungsmittel lediglich zum Eigenverbrauch in geringer Men­
ge anbaut, herstellt, einführt, ausführt, durchführt, erwirbt, 
sich in sonstiger Weise verschafft oder besitzt. 

Sind durch die Strafvorschriften des Betäubungsmittelge­
setzes (BtMG) Verhaltensweisen mit Strafe bedroht, die aus­
schließlich den gelegentlichen Eigenverbrauch geringer Men­
gen der in Anlage 1 zu § 1 Abs. 1 BtMG angeführten Can­
nabisprodukte vorbereiten und nicht mit einer Fremdge­
fährdung verbunden sind, ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 90, 145 ff.) grund­
sätzlich von der Verfolgung der in § 31a BtMG bezeichne­
ten Straftaten abzusehen. 

Eine geringe Menge im Sinne des § 31a BtMG ist bei Can­
nabisprodukten bis zu einer Obergrenze von 6 g (Bruttoge­
wichtsmenge) anzunehmen. 

Zum Eigenverbrauch ist ein Betäubungsmittel bestimmt, 
wenn der Täter es ausschließlich selbst konsumiert hat oder 
konsumieren will. Dabei ist im Zweifel zu Gunsten des Be­
schuldigten zu entscheiden. 

Die Anwendung des § 31a BtMG setzt – ebenso wie bei 
§ 153 StPO – nicht voraus, dass die geringe Schuld auf 
Grund der Ermittlungen mit hinreichender Sicherheit nach­
gewiesen ist. Erforderlich ist nur eine hypothetische Schuld­
beurteilung. Es genügt die Prognose, dass die Schuld als 
gering anzusehen wäre, selbst wenn der vorgeworfene Sach­
verhalt sich auf Grund des Ergebnisses des Ermittlungsver­
fahrens bestätigen würde. Der Sachverhalt braucht daher 
auch nur so weit aufgeklärt zu werden, wie es für diese Pro­
gnoseentscheidung notwendig ist. 

Für die Frage, ob die Schuld als gering anzusehen wäre, 
ist insbesondere von Bedeutung, ob der Täter in straf­
rechtlicher Hinsicht in zeitnahen Abständen bereits ein­
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Gegen den letztgenannten Beschluss hat die Staatsanwaltschaft 
unter dem 27. Dezember 2005 Beschwerde eingelegt. Der Ab­
teilungsleiter der Staatsanwaltschaft, der der Anklageverfasser 
ist, hat dazu ausgeführt, er habe die Anklage insofern nachge­
bessert, als er einige Passagen aus der Konkretisierung gestri­
chen habe, die zum wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen ge­
hörten und daher nicht vor den Schöffen hätten verlesen wer­
den dürfen. 

Mit Beschluss vom 9. Januar 2006 hat die 3. Strafkammer der 
Beschwerde der Staatsanwaltschaft nicht abgeholfen. 

Die Generalstaatsanwaltschaft hat die Sache dem Senat zur Ent­
scheidung vorgelegt. Sie ist der Auffassung, die Zuständigkeit 
der 3. Strafkammer für diese Strafsache sei nicht entfallen und 
beantragt, deren Beschluss vom 15. Dezember 2005 aufzuheben. 

II. 

Der Senat kann auf die Beschwerde der Staatsanwaltschaft kei­
ne Sachentscheidung treffen, weil er zur Entscheidung des Zu­
ständigkeitsstreits zwischen der 2. und der 3. Strafkammer des 
Landgerichts nicht berufen ist. Dieser Streit kann nur durch das 
Präsidium des Landgerichts entschieden werden. 

Nach § 21e Abs. 1 Satz 1 GVG verteilt das Präsidium die Ge­
schäfte. Es trifft diese Anordnungen vor dem Beginn des Ge­
schäftsjahres für dessen Dauer durch die Erstellung eines Ge­
schäftsverteilungsplanes (§ 21e Abs. 1 Satz 2 GVG). Aus die­
ser Kompetenz, über die Verteilung der Geschäfte selbst zu 
entscheiden, folgt die Zuständigkeit des Präsidiums für die 
Entscheidung von Streitigkeiten darüber, welche von mehre­
ren Kammern derselben Art eine Sache nach dem Geschäfts­
verteilungsplan zu bearbeiten hat (BGHSt 25, S. 242 f., 244; 
26, S. 191 f., 200; NJW 1975, S. 1424, 1425). Das Präsidium 
ist zur Entscheidung von Streitigkeiten über Zuständigkeiten 
nach dem Geschäftsverteilungsplan zuständig, wenn etwa eine 
dort getroffene abstrakt-generelle Regelung den speziellen Fall 
nicht erfasst oder eine verschiedene Auslegung zulässt, wenn de­
ren Sinn missverstanden wird oder wenn eine an sich eindeuti­
ge Regelung vorliegt, deren Anwendung aber im Hinblick auf 
besondere Umstände des Einzelfalls verneint wird (Löwe-Ro-
senberg, StPO, 25. Aufl., § 21e GVG Rn. 22 und 23). Nur das 
Präsidium selbst kann im Zweifel entscheiden, was es im Ge­
schäftsverteilungsplan bestimmen wollte. 

Etwas anderes gilt nur dann, wenn ein Streit über die Zuständig­
keit eines Spruchkörpers mit gesetzlicher Zuständigkeitskonzen­
tration vorliegt. Aufgabe des Präsidiums ist es, über die Auslegung 
und die Anwendung des von ihm erlassenen Geschäftsvertei­
lungsplanes zu befinden. Dagegen obliegt es ihm nicht, über das 
Vorliegen von Sachentscheidungsvoraussetzungen des konkreten 
Verfahrens zu urteilen, wenn es sich hierbei ausschließlich um Fra­
gen der Gesetzesauslegung handelt. Die auf Gesetz beruhende 
Aufgabenabgrenzung zwischen Kammern verschiedener Art ist 
deshalb der Disposition des Präsidiums entzogen; es ist Sache 
des angegangenen Spruchkörpers, über seine gerichtsinterne Zu­
ständigkeit zu entscheiden, sofern diese unmittelbar aus dem Ge­
setz hergeleitet wird (BGHSt 26 a. a. O.). 

Nur dann, wenn es um Streitigkeiten über die Zuständigkeit 
von Strafkammern verschiedener Art geht, bleibt Raum für ei­

ne Sachentscheidung durch das Beschwerdegericht, weil nur 
dann Gesetze – und nicht der Geschäftsverteilungsplan – die 
Zuständigkeiten regeln. Solche gesetzlichen Zuständigkeits­
konzentrationen bestehen derzeit für die Jugendkammer nach 
§ 74b GVG, das Schwurgericht nach § 74 Abs. 2 GVG, die 
Wirtschaftsstrafkammer nach § 74c GVG und die Kammer 
für Staatsschutzsachen nach § 74a GVG in Verbindung mit den 
Vorrangsregelungen in § 74e GVG und § 209a StPO. Die Fäl­
le, in denen die Rechtsprechung bisher die Entscheidung von 
Zuständigkeitsstreitigkeiten durch Rechtsmittelgerichte zu­
gelassen hat, betrafen Zuständigkeiten aus der Reihe der vor­
genannten Spruchkörper (BGHSt 26, S. 191 f.: Zuständig­
keitsstreit zwischen Schwurgericht und Jugendkammer auf 
Grundlage des § 103 Abs. 2 JGG alter Fassung, der eine Auf­
gabenabgrenzung zwischen allgemeinem Gericht und Ju­
gendgericht entsprechend dem Schwerpunkt des Verfahrens 
vorsah; OLG Hamm, NJW 1972, S. 1909: Zuständigkeits­
streit zwischen allgemeiner Strafkammer und Jugendkammer; 
OLG Düsseldorf, MDR 1982, S. 689: Zuständigkeitsstreit 
zwischen allgemeiner Strafkammer und Wirtschaftsstrafkam­
mer; entsprechend Kammergericht Berlin, NJW 1964, S. 2437: 
Zuständigkeitsstreit zwischen Einzelrichter und Jugendrich­
ter). 

Der hier zu entscheidende Zuständigkeitsstreit besteht zwischen 
zwei Strafkammern gleicher Art, zwei allgemeinen Strafkam­
mern. Gesetze, die sich mit der Zuständigkeitsverteilung zwi­
schen Strafkammern gleicher Art befassen, gibt es nicht. Aus die­
sem Grund kann der Senat den Zuständigkeitsstreit auch nicht 
entscheiden. 

Daran vermag die Argumentation der 2. Strafkammer in ihrem 
Beschluss vom 17. November 2005 nichts zu ändern. Wie im­
mer die dort aufgeworfene Rechtsfrage, ob die Einreichung ei­
ner abgeänderten Anklageschrift bei gleichbleibendem Verfah­
rensgegenstand die Anhängigkeit der Sache bei Gericht beende 
oder unberührt lasse, beantwortet wird, bleibt es dabei, dass sich 
die Zuständigkeit entweder der 2. oder der 3. Strafkammer des 
Landgerichts nach den vom Präsidium getroffenen Regelungen 
zur Geschäftsverteilung richtet. Maßgebend kann hier der Ge­
danke des Fortbestehens einer einmal begründeten Zuständig­
keit für Sachen sein, wie er sich in den allgemeinen Grundsät­
zen zur Verteilung der richterlichen Geschäfte im Geschäfts­
verteilungsplan des Landgerichts findet, oder welche Auslegung 
der Formulierung „Eingang der Sache“ im Geschäftsvertei­
lungsplan zukommt. Dies zu entscheiden, ist Sache des Präsi­
diums des Landgerichts. 

Zivilrecht 

§§ 85, 233, 517, 519 ZPO 

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver­
säumung der Berufungsfrist kommt nicht in Betracht, wenn 
der Prozessbevollmächtigte der Berufungsklägerin eine an ein 
nach § 519 Abs. 1 ZPO unzuständiges Gericht gerichtete 
Rechtsmittelschrift unterzeichnet, an das die Rechtsmittel­
schrift dann versandt wird. 

Brandenburgisches Oberlandesgericht, 7. Zivilsenat, 
Beschluss vom 21. April 2006 – 7 U 62/06 – 
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Gründe: 

I. 

Die Kläger haben die Beklagte auf Zahlung von 32.211,39 EUR 
nebst 5 % Zinsen über dem Basiszinssatz ab 1. Januar 1998 an 
sich, hilfsweise an die G. KG in E., in Anspruch genommen. 
Durch Versäumnisurteil des Landgerichts Frankfurt (Oder) vom 
25. Mai 2005 ist die Klage abgewiesen worden. Dagegen haben 
die Kläger Einspruch eingelegt. Mit Schriftsatz vom 11. August 
2005 haben sie hilfsweise beantragt, die Beklagte zur Auskunft 
über die Höhe des Abfindungsguthabens gemäß § 9 Abs. 6 des 
Gesellschaftsvertrags und Zahlung des Abfindungsbetrags nebst 
Zinsen an die G. KG zu verurteilen. Durch Versäumnisteilurteil 
des Landgerichts Frankfurt (Oder) vom 21. September 2005 ist 
unter Aufhebung des Versäumnisurteils vom 25. Mai 2005 die 
Beklagte antragsgemäß zur Auskunftserteilung verurteilt wor­
den. Dagegen hat die Beklagte Einspruch eingelegt. 

Durch Teilurteil vom 8. Februar 2006 hat das Landgericht Frank­
furt (Oder) das Versäumnisteilurteil vom 21. September 2005 mit 
der Maßgabe aufrechterhalten, dass die Auskunft zum Stichtag 
30. Dezember 2004 zu erteilen sei. Das Urteil ist der Beklagten 
am 13. Februar 2006 zugestellt worden. Am 13. März 2006 hat 
die Beklagte Berufung bei dem Oberlandesgericht D. eingelegt. 
Am 15. März 2006 hat sie beim Brandenburgischen Oberlan­
desgericht Berufung eingelegt und die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist bean­
tragt. Die durch das Oberlandesgericht D. weitergeleitete Beru­
fungsschrift ist am 17. März 2006 beim Brandenburgischen 
Oberlandesgericht eingegangen. 

II. 

Der Wiedereinsetzungsantrag der Beklagten ist zulässig, nach­
dem er insbesondere form- und fristgerecht gemäß §§ 234, 236 
ZPO eingelegt worden ist. Er hat in der Sache jedoch keinen Er­
folg. 

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann gemäß § 233 
ZPO nur dann erfolgen, wenn die Partei ohne ihr Verschulden 
an der Einhaltung der versäumten Frist verhindert gewesen ist. 
Dabei muss die Partei ein Verschulden ihres Prozessbevoll­
mächtigten gemäß § 85 Abs. 2 ZPO gegen sich gelten lassen (Zöl-
ler/Greger, ZPO, 25. Aufl., § 233, Rn. 16), nicht aber Fehler von 
Angestellten und Hilfskräften des Rechtsanwalts, soweit jener 
einfache Verrichtungen zulässigerweise auf geschultes und zu­
verlässiges Büropersonal übertragen hat (Zöller/Greger, a. a. O., 
§ 233, Rn. 23 „Angestellte“ und „Büropersonal und Organisa­
tion“). Die Überprüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit der 
postalischen Anschrift des Gerichts bei der Versendung fristge­
bundener Schriftsätze ist derart übertragbar, wenn und soweit 
durch geeignete Maßnahmen sichergestellt ist, dass durch die Bü­
romitarbeiter eine vollständige und zutreffende Adressierung 
stattfindet (BGH NJW 2000, 82; 1995, 2105, 2106; NJW-RR 
1990, 1149). Hingegen hat der Rechtsanwalt selbst die Richtigkeit 
der Bezeichnung des Gerichts zu überprüfen, da die rechtlich kor­
rekte Zuordnung eines fristgebundenen Schriftsatzes zum rich­
tigen Gericht Teil seiner juristischen Fachtätigkeit ist (BGH 
NJW-RR 2000, 1730, 1731; 1990, 1149; NJW 1995, 2105, 2106; 
Zöller/Greger, a. a. O., § 233, Rn. 23 „Büropersonal und Orga­
nisation“). 

Nach diesen Grundsätzen ist hier eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand nicht möglich. Denn es ist nicht ohne ein Ver­
schulden des Prozessbevollmächtigten der Beklagten zur Ver­
säumung der Berufungsfrist gekommen. 

Die Beklagte trägt vor, bei der Anfertigung der Rechtsmittelschrift 
am 13. März 2006 sei durch das Büropersonal ihres Prozessbe­
vollmächtigten das – unzuständige – Oberlandesgericht D. als 
Empfänger der Berufungsschrift eingesetzt worden, an welches 
die Berufungsschrift nach Unterzeichnung durch den Prozess­
bevollmächtigten dann auch übersandt worden sei. Bei diesem 
Sachverhalt ist ein Verschulden des Prozessbevollmächtigten 
der Beklagten gegeben. Denn er hätte anlässlich der Unter­
zeichnung der Berufungsschrift das als Empfänger bezeichnete 
Gericht überprüfen können und müssen. Hätte er das getan, so 
wäre ihm aufgefallen, dass als Adressat fälschlich nicht das 
Brandenburgische Oberlandesgericht, sondern das Oberlandes­
gericht D. angeführt gewesen ist. Insoweit hat sich nämlich nach 
dem eigenen Vorbringen der Beklagten die Fehlerhaftigkeit der 
Berufungsschrift nicht in einer falschen oder unvollständigen An­
schrift des ansonsten richtig bezeichneten Berufungsgerichts er­
schöpft. Vielmehr ist bereits die Bezeichnung des Berufungs­
gerichts unzutreffend gewesen, sodass der eigene Pflichtenkreis 
des Prozessbevollmächtigten der Beklagten und nicht eine an das 
Büropersonal delegierbare Pflicht betroffen gewesen ist. 

Der Beklagten ist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
auch nicht vor dem Hintergrund zu gewähren, dass die durch das 
Oberlandesgericht D. weitergeleitete Berufungsschrift erst am 
17. März 2006 beim Brandenburgischen Oberlandesgericht ein­
gegangen ist. Der Prozessbevollmächtigte der Beklagten hat die 
Berufung am letzten Tag der Berufungsfrist um etwa 14.00 Uhr 
als Fax an das Oberlandesgericht D. übermittelt. Vor diesem 
Hintergrund liegt eine verspätete Weiterleitung der Berufung an 
das Brandenburgische Oberlandesgericht, die zu einer Wieder­
einsetzung führen könnte, nicht vor, da im normalen Ge­
schäftsgang die Bewirkung eines rechtzeitigen Eingangs der Be­
rufungsschrift beim Brandenburgischen Oberlandesgericht nicht 
möglich gewesen ist (vgl. BGH NJW 2000, 1730, 1731; Zöl-
ler/Gummer/Heßler, a. a. O., § 519, Rn. 14). 

III. 

Die Berufung der Beklagten ist folglich gemäß § 522 Abs. 1 
ZPO als unzulässig zu verwerfen. Denn die einmonatige Beru­
fungsfrist gemäß § 517 ZPO hat mit der Zustellung des Teilur­
teils des Landgerichts Frankfurt (Oder) vom 8. Februar 2006 
an die Prozessbevollmächtigten der Beklagten am 13. Februar 
2006 begonnen und ist mithin am 13. März 2006 abgelaufen. 
Die Berufung ist hingegen erst am 15. März 2006 beim Bran­
denburgischen Oberlandesgericht eingegangen. Die von der 
Beklagten vorgetragene Berufungseinlegung am 13. März 2006 
beim Oberlandesgericht D. reicht zur Wahrung der Berufungs­
frist nicht aus, da gemäß § 519 Abs. 1 ZPO die Berufung durch 
Einreichung der Berufungsschrift bei dem Berufungsgericht 
eingelegt werden muss; das ist hier das Brandenburgische Ober­
landesgericht. 

IV. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 




